
Wien, am 21. März 2001 
Bei Beantwortung bitte angeben:  
 

Zahl:  17.000/534-V/3/01 
DVR: 0000051 

 
StVO; 
Entwurf einer 21. StVO-Novelle des BMVIT;  
Stellungnahme des BMI. 

Telephon: 
Fax: 

E-mail: 

01/53126 – 2356 
01/53126 – 2119 

adr@mail.bmi.gv.at 
 

 

 

An das  

Bundesministerium für Verkehr,  

Innovation und Technologie  

Radetzkystraße 2 

1031  W i e n  

 

 

Zum gegenständlichen Entwurf einer 21. Novelle zur Straßenverkehrsordnung, 

Zl. 160.007/3-II/B/6/01, nimmt das Bundesministerium für Inneres wie folgt 

Stellung:  

 

Zu Ziffer 1: 

 

Die Formulierung ist insofern missverständlich, als sie so verstanden werden 

kann, dass Ärzte öffentlicher Krankenanstalten nur zur Blutabnahme verpflichtet 

wären. 

Eine Klarstellung im Gesetzestext, dass sich die Verpflichtung – wie dies im 

Entwurf nur in den Erläuterungen zum Ausdruck kommt – auf die gesamte 

Untersuchung – einschließlich Harnprobe – bezieht, wäre wünschenswert. 

 
REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES 
Abteilung V/3 

1014 Wien, Postfach 100 
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Zu Ziffer 3 – Erläuterungen: 

 

Der letzte Absatz der Erläuterungen – Besonderer Teil – zu Z. 3 sollte gestrichen 

werden, da eine derartige Mitwirkung der Organe der Straßenaufsicht weder 

erforderlich ist noch im Gesetzestext Deckung findet. Die Abnahme von 

Körperflüssigkeiten soll ausschließlich dem Arzt vorbehalten bleiben. 

 

Zu Ziffer 4: 

 

Auch in § 5a müsste auf Harnproben Bedacht genommen werden. 

Dies gilt insbesondere für die Kostentragungsbestimmung des Abs. 2; wenn für 

Harnproben auch „Einrichtungen“ einer Krankenanstalt benötigt werden sollten, 

auch für Abs. 1. 

 

Weiters darf noch auf folgende Punkte hingewiesen werden: 

 

1. Soll in den §§ 5, 5a und 5b sowie in § 99 (Abs. 1b) der Begriff Suchtgift durch 

Suchtmittel ersetzt werden? 

Dies würde eine Ausweitung auf alle im Anhang zur Psychotropenverordnung, 

BGBL. II Nr. 375/1997, genannten Stoffe und Zubereitungen (= „Psychotrope 

Stoffe“) bringen und somit auch eine Erhöhung der Strafdrohung von dzt. bis zu 

S 10.000,- (§ 99 Abs. 3 i.V.m. § 58) auf S 8.000,- bis S 50.000,-. 

 

In wieweit ein derartiger Schritt im Hinblick auf die Liste der psychotropen Stoffe 

gerechtfertigt ist (Anm.: sind darin z.B. „normale“ Schmerzmittel enthalten?) 

kann allerdings von ho. nicht beurteilt werden. 
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Eine Angleichung FSG-StVO sollte jedoch auf alle Fälle erfolgen. § 39 FSG spricht 

von Suchtmittel.  

 

2. Es wird weiters angeregt, zu prüfen, ob nicht bei Suchtgift(Suchtmittel)delikten 

Vorschriften über die Entziehung der Lenkberechtigung verschärft werden 

sollten. Dies wäre sachlich gerechtfertigt, da ein derartiges Delikt regelmäßig eine 

strafrechtliche Anzeige zur Folge hat. 

 

Für den Bundesminister: 

GRUNDTNER 

 
 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 
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